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Dieses Referat hielt der Ve·rfasser am 2. Februar 1966 auf einer 
Tagung der Goßner-Mission in der Deutschen Demokratischen 
Republik zur Vorbereitung der ökumenischen Konferenz 

.,Kirche und Gesellschaft(( 

Einleitung 

Von unserer Sicht her besteht die tiefe Problematik der 
Konferenz "Kirche und Gesellschaft" darin, daß sie zwar von 
den linken Kräften innerhalb der Ökumene organisiert wird, 
daß sie aber nichtsdestoweniger von ihrem Grundsatz her ein 
relativ einseitiges westliches Unternehmen ist. Das macht schon 
ein Blick auf die Terminologie der Vorbereitungsarbeiten deut­
lich. Sie verwenden ausschließlich Begriffe und Formulierungen 
der bürgerlichen Soziologie. Unsere Sicht der Dinge kommt 
nirgends vor. 

Ich bin mir bewußt, daß die Begriffe "westlich" und "bürger­
lich" unscharf sind, weil sie sich auf sehr komplexe Phänomene 
beziehen, die mit diesen Worten nicht vollständig zu beschrei­
ben sind. Ich weiß auch, daß die sogenannte "westliche Ideo­
logie" in sich sehr differenziert ist und nicht annähernd die 
Geschlossenheit erreicht, die die marxistische Ideologie auf­
weist. Trotzdem lassen sich die verschiedenen Spielarten "west­
licher" Ideologie (oder "Entideologisierung") auf einige Gemein­
samkeiten zurückführen, deren deutlichste die offene oder 
versteckte Ablehnung des Kommunismus ist. In diesem Sinne 
wird hier von "westlich" und "bürgerlich" gesprochen. 

Jedenfalls machen die bisherigen Vorbereitungsarbeiten 
wieder einmal eine tiefe Bindung an die - so verstandene -
"westliche" Kultur und Lebenshaltung sichtbar. In ihnen 
scheint es für den Christen nur zwei Möglichkeiten zu geben: 
entweder die grundsätzliche Bejahung dieser westlichen Gesell­
schaft, die natürlich Kritik zum Zwecke ihrer Verbesserung 
einschließt, oder allenfalls noch ihre revolutionäre Verneinung, 
deren es aber zumeist an einer echten Alternative gebricht und 
die deshalb noch in der Verneinung an dieser Gesellschaft 
Olientiert bleibt. Die Möglichkeit einer positiven Sicht einer 
ganz anderen gesellschaftlichen Gestaltung tritt nimt in das 
Blickfeld der Vorbereitungsdokumente, soweit sie vorliegen. 
Dazu hat die Ökumene zu oft die grundsätzliche Unverein-
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barkeit von Kommunismus und Christentum betont, mit Nach­
druck etwa auf der ökumenischen Studienkonferenz über Rapid 
Social Change in Thessaloniki 1959. 

Gewiß wird die Konferenz von marxistischen Anschauungen 
nicht ganz unbeeinflußt bleiben. Einige Theologen aus den jun­
gen Staaten Afrikas und Asiens, vor allem aber die Vertreter 
aus Lateinamelika haben Elemente marxistischen Denkens 
übernommen. Aber der Aspekt der etablierten sozialistischen 
Gesellschaft fehlt in Genf völlig. Man kann sich offensidltlich 
die christliche Existenz nur in der Distanz zu dieser Gesell­
schaftsordnung vorstellen. 

Daran tragen wir - die Christen aus diesen Ländern - ein 
Teil Schuld. Ihre im Grunde kleinbürgerliche Mentalität ließ 
unsere Kirchen lange Jahre hindurch weithin in der Verständ­
nis losigkeit gegenüber den tiefgehenden gesellschaftlirhen 
Wandlungen und ihren Triebkräften verharren. Selbst viele 
jener Christen, die sich vom Anruf des Evangeliums aus dieser 
kleinbürgerlichen Kirchlichkeit und der falschen Bindung an 
die Vergangenheit befreien ließen, brauchten zehn, fünfzehn 
oder zwanzig Jahre, bis sie die neue Umwelt zu begreifen be­
gannen und langsam in ein gesellschaftliches Engagement 
hineinwuchsen. Dabei machten sie eine bemerkenswerte Er­
fahrung, die gleich zu Beginn genannt werden soll: 

Die Befreiung von der falschen Bindung der Christenheit an 
die bürgerliche Gesellschaft ist nicht ohne die Olientierung auf 
ein andeI,"es, neues gesellschaftliches Leitbild möglich. 

Unsere Kirchen haben - nach einer Periode des Abwartens -
vor ungefähr zehn Jahren mehr oder weniger deu tlich erklärt : 
Der christliche Glaube, die Existenz der Kirche Jesu Christi ist 
an keine bestimmte Gesellschaftsordnung gebunden. Christsein 
ist möglich im Sozialismus wie im Kapitalismus - so wie es in 
der Zeit des Feudalismus oder der Sklavenhaltergesellschaft 
möglich war. 

Diese Feststellung ist richtig; aber es ist eine Illusion, zu 
meinen, daß man sich mit ihr aus den jahrhundertealten Bin­
dungen befreie. Viele Christen, die subjektiv guten Willens 
waren, ihr verantwortliches Staatsbürgersein in der neuen Ge­
sellschaft wahrzunehmen, kamen in dieser Gesellschaft nicht 
an, weil sie - ohne das oft selbst gewahr zu werden - mit 
ihrem ganzen Denken in die bürgerliche Tradition der Chri­
stenheit verflochten waren. Sie versuchten die neue Gesell­
schaft mit den alten traditionellen Denkkategorien zu erfassen. 
Dieser Versuch mußte scheitern. Das ließ bei den Betroffenen 
oftmals Ratlosigkeit zurück. 

Der Christ ist wie jeder Mensch ein gesellschaftliches Wesen. 
Aus diesem Grunde kann es keine von gesellschaftlichen Be­
zügen und Leitbildern freie, gereinigte christliche Existenz 
geben. Das heißt, der Christ kann keine im letzten neutTale Posi­
tion gegenüber den gesellschaftlichen Leitbildern seiner Zeit 
beziehen. Weil er ein gesellschaftliches Wesen ist, nimmt er _ 
auch wenn er das nicht bewußt tut - für oder gegen diese Leit­
bild~r Partei. Wenn er gegen den Sozialismus ist, dann begibt 
er SIch auf die Position der bürgerlichen Gesellschaft _ auch 
wenn er das subjektiv nicht will. Und wenn er sich von der 
Bindung an dieses Leitbild befreien will, dann muß er sich' für 
den Sozialismus entscheiden. Das gilt jedenfalls für die konkrete 
Situation in der Deutschen Demokratischen Republik. 

Nun könnte man fragen; Wird damit nicht deI' alte Fehler in 
einer neuen Situation wiederholt? Ist die Bindung an den Sozia­
lismus vom Glauben her eher zu rechtfertigen als die an den 
westlichen Kapitalismus und Liberalismus? _ Das gewiß nicht! 
~ber ich habe bewußt nicht von einer "Bindung" an den Sozia­
lIsmus gesprochen, sondern von einer Orientierung auf ihn. Das 
Falsche an dem Verhältnis der Kirche zur westlichen Welt war 
- und ist in manchen Fällen noch heute - der Versuch einer 
umfassenden Synthese, die Qualifizierung dieser Welt als einer 
"christlichen" . Gerade diesen Fehler wollen wir in bezug auf 
den Sozialismus nicht wiederholen. 

Die Versuchung dazu ist auch bei weitem nicht so groß wie in 
der bürgerlichen Gesellschaft. Denn erstens versteht sich die 
sozialistische Gesellschaft selbst als eine konsequent säkulare 
GesellSchaft, die einer christlichen Verbrämung weder bedarf 
noch fähig ist. Und zweitens dürfte es ja gerade eine der wesent­
lichsten Aufgaben der inzwisrhen vertieften ökumenischen Ge­
meinschaft sein; daß wir uns wechselseitig durch den Austausch 
unserer Erfahrungen immer wieder sowohl in die Solidarität 
aber auch in die kritische Distanz gegenüber unseren Gesell~ 
schaftsstrukturen rufen. 

Aber eben: diese Distanz ist in unserer Situation nur echt, 
wenn sie wirklich aus dem Glauben kommt und nicht aus einer 
Orientierung auf "den Westen". So sind wir Schritt für Schritt­
gewiß nicht im marxistischen Vollsinn, aber doch, wenn wir uns 
etwa mit unseren Brüdern aus westlichen Ländern vergleichen 
- als Christen "Sozialisten!! geworden oder meinen, daß wir es 
werden mußten - um unseres Sendungsauftrages willen, so wie 
Paulus an die Gemeinde in Karinth geschrieben hat daß er den 
Juden ein Jude und den Gt'iechen ein Gtieche ge~vorden ist, 
damit er Zeuge seines Herrn sein konnte (l. Kor 9,19 fi). 
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1. Die sozialistische Gesellschaftsordnung 

Es ist nicht leicht, sich von überkommenen, von einer jahr­
zehntelangen Tradition antikommunistischer Propaganda ge­
geprägten Vorstellungen freizumachen und 'den Sozialismus so, 
wie er sich selbst sieht und versteht, ernst zu nehmen. Dies ist 
aber die Voraussetzung: nicht nur für ein sachliches Gespräch, 
über Sozialismus, sondern auch für eine verantwortliche Mit­
gestaltung an seinem Ausbau. Darin unterscheiden wir uns von 
den meisten anderen Gliedern der ökumenischen Gemeinschaft, 
daß wir das Selbstverständnis des Sozialismus für unser Denken 
und Handeln ernst nehmen. 

Dies ist der Grund für eine Schwierigkeit im "Ost-West­
Dialog" innerhalb der Ökumene. Wir aus dem Osten können die 
Position unserer Gesprächspartner aus dem 'Westen sehr gut 
verstehen, weil die meisten von uns selbst in ihrer politischen 
Entwicklung eine Phase durchschritten haben, in der die libe­
rale Demokratie ihr Ideal war. Vor zehn oder fünfzehn Jahren 
haben manche von uns dieselben kritschen Fragen an den Kom­
munismus gestellt, die wir heute selbst zu hören bekommen. 
Aber unser Engagement in der neuen Gesellschaft hat nicht nw' 
die meisten dieser Fragen beantwortet, sondern hat uns in der 
Zusammenarbeit mit Marxisten Erfahrungen machen lassen, 
die offensichtlich völlig jenseits des traditionellen westlichen 
Erfahrungsbereiches liegen. Das heißt: objektiv ist es für unsere 
westlichen Gesprächspartner ungleich schwerer, uns zu verste­
hen, als umgekehrt. 

Die sozialistische Gesellschaftsordnung kann nicht wirklich 
beschrieben werden, wenn man nur ihre augenblIckliche Vor­
findlichkeit darstellen wollte. Der Marxismus betont den Pro­
zeßcharakter der Geschichte. Was heute ist, ist geprägt von der 
Vergangenheit und bestimmt von der Zukunft, auf die hin es 
sich entwickeln soll. Trends, Tendenzen, Zielvorstellungen ge­
hören zur Realität im umfassenden Sinne. Worin besteht das 
Wesen der sozialistischen Gesellschaft? 

Der Aufbau des Sozialismus ist der ernsthafte und ernst zu 
nehmende Versuch, eine GeseUsmaftsstruktur zu gestalten, die 
von Menschen überschaut, beherrscht und gesteuert werden 
kann. (Um Mißverständnissen vorzubeugen, möchte ich unter­
streichen: nicht von einigen wenigen Menschen, die an den 
"Schalthebeln der Macht" sitzen. Diese Konzeption läßt sich nur 
verwirklichen, wenn möglichst alle Glieder der Gesellschaft an 
dieser Aufgabe fortwährend teilnehmen.) 
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Das ist in der Tat ein grandioses Unterfangen. Viele Christen 
meinen darüber hinaus" daß diese Konzeption doch eine Aus­
geburt menschlicher Hybris sei. Sollte mit ihr nicht Gott als 
Herr der Geschichte entthront und der Mensch an seine Stelle 
gesetzt werden? - Offenbaren nicht solche Fragen, wo bei zahl­
reichen Christen der tiefste Grund für ihre Ablehnung des So­
zialismus liegt? 

Es dürfte wohl an der Zeit sein, daß die moderne Theologie 
sich ernsthaft dieses Problems annimmt. Jedenfalls haben Chri­
sten vor einem halben Jahrtausend gegenüber den bescheidenen 
Versuchen, die Natur beherrschbar zu machen, genauso argu­
mentiert. Inzwischen ist uns dies selbstverständlich geworden. 
Der bekannte polnische Marxist Oskar Lange hat in einem 
Aufsatz über "Sozialismus und Humanismus" notiert: "Beson­
ders bemüht sich der neuzeitliche Protestantismus, der sich mit 
dem Weltbild, wie es die Naturwissenschaften geben, völlig aus­
gesöhnt hat, die religiöse Weltanschauung mit der Spontaneität 
des Wirkens ökonomischer und soziologischer Prozesse zu be­
gründen." 

Diese zutreffende Beobachtung zeigt doch nur, daß wir trotz 
unseres kühnen theologischen Redens nicht gewillt sind, uns 
den Konsequenzen der Säkularisierung wirklich zu stellen. 
Warum soll der Mensch nicht in der Lage sein, auch gesell­
schaftliche Prozesse zu steuern? Jedenfalls ist der Versuch, 
eine Gesellschaftsstruktur zu gestalten, in der dies möglich ist, 
in einer Zeit, die mehrfach gezeigt hat, daß eine Haltung, die 
diese Prozesse dem Selbstlauf überläßt, geradezu selbstmörde­
risch ist, nicht nur aller Aufmerksamkeit, sondern auch jede 
Unterstützung von seiten der Christen wert. 

Natürlich vollzieht sich die Beherrschung der Gesellschaft 
durch den Menschen nicht in derselben Weise wie die Beherr­
schung der Natur. Auch der Marxist weiß um den qualitativen 
Unterschied zwischen Natur und Gesellschaft. Naturgesetze 
wirken auch ohne Zutun des Menschen. Gesellschaftliche Ge­
setzmäßigkeiten vollziehen sich nur im Handeln der Menschen. 
Sie determinieren nicht jede einzelne Handlung des Menschen, 
sondern setzen sich in großen Trends durch. 

Im Kapitalismus wirken diese Gesetze elementar. Sie führen 
Menschen gegeneinander, ohne daß diese den Mechanismus der 
da wirkt, zu erkennen vermögen. Im Sozialismus versu~en 
Menschen, diese Gesetzmäßigkeiten bewußt auszunützen. 
Friedrich Eng eIs hat das schon vor hundert Jahren so gesagt: 
"Die Gesetze ihres eigenen gesellschaftlichen Tuns, die ihnen 
bisher als fremde, sie beherrschende Naturgesetze gegenüber-
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standen, werden dann von den Menschen mit voller Sachkennt­
nis angewandt und damit beherrscht . .. Erst von da an werden 
die Menschen ihre Geschichte mit vollem Selbstbewußtsein 
selbst machen . .. Es ist der Sprung der Menschheit aus dem 
Reich der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit." 

Es soll nun die sozialistische Gesellschaftsordnung unter den 
Aspekten der Ökonomie, der Politik, der Kultur und der Revo­
lution betrachtet werden. Dabei wird es unumgänglich sein, hin 
und wieder auf die moderne kapitalistische Gesellschafts­
struktur hinzuweisen, um deutlich zu machen, worin die sozia­
listische Lösung der vom Kapitalismus nicht oder nur teilweise 
gelösten Probleme besteht. 

1. Ökonomie 

Daß die Wirtschaft die Basis der modernen Gesellschaft ist -
um diesen Satz zu formulieren, braucht man heute nichtMar.d~t 
zu sein. Die auf Grund der technischen Revolution schnell 
anwachsende Produktion materieller Güter und die dami t ge­
gebenen größeren Möglichkeiten der Konsumtion führen uns 
Tag für Tag vor Augen, wie sehr wir in allen Bereichen unseres 
Lebens von dieser Basis abhängig sind, wie sehr dies alles 
wirklich die materielle Basis unseres Lebens ist. 

Wenn dies aber so ist, dann muß man die Frage stellen, 
warum dieser so eminent wichtige Sektor in den 'kapitalisti­
schen Ländern in '<ler Verfügungsgewalt einel- bestimmten 
Gruppe bleibt und nicht in eine übergreifende politische Gestal­
tung des Lebens der Gesamtgesellschaft einbezogen wird. Man 
behauptet in diesen Ländern zwar eine gewisse Unabhängigkeit 
der Ökonomie von der Politik - und muß doch immer wieder 
die Erfahrung machen, daß die Stimme des ökonomisch Mäch­
tigen einen ungleich größeren Einfluß auf die Politik eines 
Landes hat als der Stimmzettel des "normalen" besitzlosen 
Staatsbürgers. Und es ist genau das Interesse der Besitzenden 
an diesem Einfluß, das die Einbeziehung der wirtschaftlichen 
Sphäre in die Kontrolle aller Staatsbürger verhindert. 

Aber: ohne Demokratisierung der Wirtschaft gibt es keine 
echte Demokratie. Das Volk übt nur dort v.rirklich die Herr­
schaft aus, wo auch die Wirtschaft seiner Kontrolle unterworfen 
ist. Das ist nid1t möglich ohne die Vergesellschaftung der Pro­
duktionsmittel, ohne Veränderung der Eigentumsverhältnisse. 

Diese Veränderung ist heute noch aus anderem Grunde 
dlinglich geworden. Die Ausnutzung der modernen Technik zur 
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Steigerung der Produktion ist nur durch eine zunehmende 
Arbeitsteilung möglich, die wiederum eine engere Zusammen­
arbeit der Wirtschaftszweige notwendig macht. Deshalb kommt 
es zu einer immer engeren Verflechtung der Gesamtwirtschaft. 
Das heißt: auch im modernen Kapitalismus hat die Produktion 
einen sehr hohen Grad der Vergesellschaftung elTeicht. Der 
Grundwiderspruch des Kapitalismus, derWiderspruch zwischen 
gesellschaftlicher Produktion und privater Aneignung des Pro­
dukts, spitzt sich aufs äußerste zu. Er kann nur durch eine Ver­
gesellschaftung der Produktionsmittel gelöst werden. 

So dürfte die Frage nach dem Eigentum doch eine größere Be­
deutung haben, als in westlichen Ländern heute vielfach be­
hauptet wird. Natürlich hat es einen Wandel in den Eigentums­
formen gegeben. Aber dadurch wird die Grundtatsache nicht 
aufgehoben, daß es auf der einen Seite Besitzer an Produktions­
mitteln gibt und Leute, die im Auftrag dieser Besitzer darüber 
Verfügungsgewalt haben - und' auf der anderen Seite solche, 
die ohne Besitz an Produktionsmitteln und deshalb abhängig 
sind. "Arbeitgeberl

' und "Arbeitnehmer" stehen einander ge­
genüber. 

Natürlich lebt der Arbeiter im Kapitalismus heute ungleich 
besser als früher. Er hat in vielen Fällen auch noch einen 
höheren Lebensstandard als Arbeiter in sozialistischen Ländern. 
Trotzdem ist damit die Theorie von der relativen Verelendung 
des Proletariats nicht widerlegt: Es läßt sich nachweisen, daß 
die Kluft zwischen dem Anteil der Arbeiter am NationaleIn­
kommen und dem Anteil, den sich die kapitalistischen Unter­
nehmer aneignen, in den letzten Jahren nicht geringer, sondern 
größer geworden ist. Das bedeutet, daß die Polarisierung der 
Klassen stärker geworden ist. Mit der ökonomischen Macht ist 
auch der politische Einfluß der Monopolbourgeoisie gewachsen. 

Damit ist nach wie vor der Klassenunterschied und -gegen­
satz ein wesentliches Merkmal der westlichen Gesellschaft. 
Wenn auch auf seiten der Arbeiter durch das bewußt gezüchtete 
Konsumdenken das Klassenbewußtsein schwindet. auf seiten 
der kapitalistischen Unternehmer ist es stark ausgeprägt. In 
einem Aufsatz "Der Klassenkampf ist nicht zu Ende" konstatiert 
Rolf Hochh u th, daß der Klassenkampf in Westdeutschland 
"seit Jahren einseitig geführt" wird. Er ruft die Arbeiter auf, 
diesen Kampf endlich auch von ihrer Seite wieder aufzu­
nehmen, weil sie "damit nicht nur sich selber verteidigen, son­
dern die Freiheit für alle". 

Wenn in dieser Ausführlichkeit, und doch in der Knappheit 
auch \vieder vergröbernd. auf Charakteristika der westlichen 
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Wirtschaftsstruktur hingewiesen wurde, so geschah das, um 
deutlich zu machen: Natürlich hat sich der Kapitalismus in den 
letzten Jahrzehnten ziemlich stark gewandelt; aber das, was 
sich vollzogen hat, war ein Wandel in den äußeren Erscheinungs­
formen, nicht im Wesen der Sache. Es gibt einen "Pluralismusj
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in einigen äußeren Erscheinungsformen des modernen Kapita­
lismus. Aber es gibt keinen Pluralismus der tatsächlichen 
Machtverhältnisse. Sein Hauptmerkmal ist auch heute noch nicht 
der Pluralismus, sondern die Polarität von Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern. Eine wirkliche überwindung dieser Polarität ist 
nur durch die Vergesellschaftung der Produktionsmittel mög­
lich. 

Diese Vergesellschaftung ist die Grundlage für die sozialisti­
sche Gesellschaft. Dabei gibt es auch im Sozialismus eine Viel­
zahl von Eigentumsformen, in der Deutschen Demokratischen 
Republik z. B.: 

a) Volkseigentum (Industriebetriebe) 
b) genossenschaftliches Eigentum (Landwirtschaftliche Pro­

duktionsgenossenschaften und Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks; die Produktionsmittel sind das kollektive 
Eigentum aller Mitglieder der Genossenschaft, nicht des 
Staates wie bei a.), 

c) Privateigentum (nicht nur persönliches Eigentum an den 
Dingen des persönlichen Bedarfs und Verbrauchs, sondern in 
Restbeständen auch noch Privateigentum an Produktions­
mitteln, wobei die Form der Betriebe mit staatlicher Beteili­
gung die Möglichkeiten des übergangs zum Sozialismus 
deutlich werden läßt.) 

Mit der Vergesellschaftung der Produktionsmittel ist der 
Gl"undwiderspruch des kapitalistischen Wirtschaftssystems auf­
gehoben. Das bedeutet praktisch: 

1. In einem sozialistischen Staat lebt kein Mensch davon, daß 
er Produktionsmittel besitzt. Keiner hat davon Profit oder poli­
tische Mach t. 

2. Die gesamte Wirtschaft kann nun, da sie nicht mehr von 
den Profitinteressen einzelner Gruppen gesteuert wird, mit dem 
Ziel der Befriedigung der materiellen Bedürfnisse der gesam­
ten Gesellschaft geplant werden. Die Voraussetzung dafür ist 
geschaffen. Die Durchführung ist ein äußerst kompliziertes 
technisches und organisatorisches Problem, das mit dem nicht 
einfachen Bemühen um die Feststellung der tatsächlichen Be­
dürfnisse beginnt und von der perspektivischen Vorausplanung 
zur Ausnutzung neuester technischer Erfindungen ausgeht. 
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Die Ausarbeitung des "neuen ökonomischen Systems der Pla­
nung und Leitung" in der Deutschen Demokratischen Republik 
stellt einen. Versuch dar, Methoden zu entwickeln, mit deren 
Hilfe ein hohes Maß an übereinstimmung zwischen den Erfor­
dernissen der Gesellschaft und den Bedürfnissen des einzelnen 
erreicht werden kann. Während das alte Planungssystem einem 
relativ starren Memanismus glich, ist das neue mehr im Sinne 
eines kybernetischen Systems aufgebaut, in dem verschiedene 
Steuerungs- und Regulierungssysteme funktionieren, die eine 
größere Beweglichkeit gewährleisten und eine verhältnismäßig 
schnelle Anpassung an veränderte Situationen auch ohne zen­
trale Weisung ermöglichen. Früher hatte einen ökonomismen 
Vorteil z. B. der Betrieb, der den Plan erfüllt hatte, selbst wenn 
s1m herausstellte, daß seine Erzeugnisse nur schwer verkäuflich 
waren. Nach dem neuen System, an dessen Verbesserung stän­
dig weiter gearbeitet wird, hat derjenige Betrieb einen ökono­
mischen Vorteil, der produziert, was die Gesellschaft tatsächlich 
braucht. 

3. Mit der Vergesellschaftung der Produktionsmittel entsteht 
keineswegs automatisch das notwendige neue Verhältnis des 
Arbeiters zu dem Betrieb, der jetzt auch ihm gehört. Er lernt 
erst Schritt für Schritt, was das heißt, daß dies "sein" Betrieb 
ist. Das ist ein komplizierter Prozeß, weil viele Arbeiter zu­
nächst meinten: Sozialismus - das bedeutet, daß wir nun alle 
so leben können wie die Kapitalisten früher. Sie begriffen erst 
allmählich, daß ihr Besitzverhältnis gegenüber dem Betrieb 
nicht ein individualistisches, sondern ein kollektives ist. 

Die Steuerung, Kontrolle und WeiterentWicklung des sozia­
listischen Wirtsrhaftssystems funktioniert um so besser, je grö­
ßer der Teil der Arbeiter und Angestellten ist, der bewußt und 
verantwortlirh mitdenkt und mitarbeitet. Um dies zu fördern, 
werden die Informationen, die der Öffentlichkeit über wirtr 
schaftliche Zusammenhänge gegeben werden, immer umfang­
reicher. Große Teile etwa der politischen Gl'undsatzreferate 
verantwortlicher Politiker befassen sich mit ökonomischen Pro­
blemen. Alle Bürger sollen so die Möglichkeit erhalten, sich 
über den Stand der Entwicklung der Volkswirtschaft zu infor­
mieren, damit sie an ihrem Arbeitsplatz verantwortlich und 
kritisch mitarbeiten können. 

Darüber hinaus werden die Fonnen der MitverantwOl-tung 
und Mitbestimmung des einzelnen Arbeiters im Betrieb immer 
weiter ausgebaut. Ein führender marxistischer Ökonom, Prof. 
Dr. Dieter Klein, schreibt dazu: "In der Deutschen Demokrati· 
sehen Republik besteht das Problem darin, unsere vom Volke 
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getragene Planung weiterzuentwickeln. Die Aufgabe ist z. B. 
für die Planungsorgane, ,die Variante für die Dw-chführung der 
technischen Revolution zu berechnen, die einen optimalen Zu­
wachs an Nationaleinkommen sichert .. .'. Dazu sind die Ent­
scheidungen im einzelnen auf die Ebenen zu übertragen, auf 
denen optimale Varianten am besten zu ennitteln sind. Das 
schließt die bestmögliche Einbeziehung breiter Schichten der 
Werktätigen in die Planausarbeitung ein. Entscheidung zwi­
schen möglichen Varianten erfordert ferner volle Entfaltung der 
persönlichen Verantwortung, Entscheidungsfreudigkeit und 
Verantwortung. Dazu gehört das Bewußtsein, sich für jede dem 
Sozialismus nützliche Konzeption völlig frei engagieren zu kön­
nen und zu müssen. Es ist klar, daß dies insgesamt die weitere 
Entfaltung der sozialistischen Demokratie und noch wirksamere 
Formen ihrer Entwicklung dem Wesen der Sache nach erfor­
dert. Wie weit über den eigenen Arbeitsplatz hinaus kann z. B, 
die Mitverantwortung des einzelnen Arbeiters im Betrieb real 
gehen? Das ist ein Problem der Etablierung der materiellen 
Interessiertheit, aber zugleich eine Frage des Infonnationsge­
haltes der dem einzelnen über betriebliche oder überbetrieb­
liche Zusammenhänge zugängigen Kenntnisse, zugleich eine 
Frage der Möglichkeiten der sozialistischen Demokratie auf 
dem gegenwärtigen Stand der technischen Entwicklung, der 
Volksbildung und der politischen Reife der Werktätigen. Die 
Entscheidung über mögliche Varianten beispielsweise kann mit 
Meinungsverschiedenheiten zwischen verschiedenen Leitern 
und unterschiedlichen Ebenen verbunden sein. Was sind in die­
sem Falle die Erfordernisse sozialistischer Massendemokratie? 
Was sind ihre Möglichkeiten vom Standpunkt des Kritikver­
mögens über sehr komplexe Tatbestände? Ganz offensichtlich 
ist unser sozialistischer Weg alles andere als problemlos.

1I 

2. Politik 

Die politische Struktur der sozialistischen Gesellschaft wird 
durch folgende Faktoren bestimmt: 
a) Im sozialistischen Staat ist die Partei der Arbeiterklasse, die 

auf dem Boden des Marxismus~I:..eninismus steht, die füh­
rende politische Kraft. 

b) Der sozialistisdle Staat stellt den Versuch dar, die wirkliche 
Herrschaft des Volkes zu etablieren und zu organisieren. 

c) Dabei ergeben sich ganz neue Formen pOlitischer Zusammen­
arbeit. 

Zu a) Der Aufbau des Sozialismus ist nicht nur eine ökono­
mische Frage, el" ist primär die Frage der politischen Macht. 
Bisher war die notwendige Veränderung der Eigentumsverhält~ 
nisse nicht ohne Gewalt möglich. Die Verschiebung des Kräfte­
verhältnisses in der Welt zugunsten der Sozialismus sowie der 
hohe Grad der Vergesellschaftung deI" Produktion auch in kapi­
talistischen Ländern scheinen Wege eines friedlichen Übergangs 
vom Kapitalismus zum Sozialismus zu eröffnen. Freilich wird 
nach wie vor der Aufbau einer sozialistischen Gesellschafts­
ordnung im umfassenden Sinne nur da möglich sein, wo die 
marxistisch-leninistische Partei die politische Hauptkraft ist. 
Es gibt jedenfalls bisher in der Welt kein Beispiel dafür, wie 
man ohne Führung durch eine konsequent revolutionäre Partei 
und wie man anders als durch die Machtausübung der organi­
sierten Arbeiterklasse zum Sozialismus kommen kann. 

Zu. b) Wirkliche Demokratie wird nicht dadurch en'eicht, daß 
der Bürger aller vier Jahre einmal ZUl" Wahl geht, sondern nur 
durch seineständigeTeilnahme an der Ausübung der Herrschaft. 
Nachdem durch die Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
die politisch relevanten ökonomischen Unterschiede zwischen 
den einzelnen beseitigt sind, kommt alles darauf an, diese 
immerwährende verantwortliche Teilnahme an der Kontrolle 
und Steuerung gesellschaftlicher Prozesse zu organisieren. Das 
ist eine mindestens ebenso komplizierte Aufgabe wie die Lei­
tung der Wirtschaft. 

Die Voraussetzung für das Funktionieren diesel' sozalistischen 
Demokratie besteht darin, daß immer mehr Bürger sich in 
ihrem Handeln und Denken nicht mehl' zuerst von egoistischen 
Interessen leiten lassen, sondeln daß sie verantwortlich, d . h. 
unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen ihrer Mit­
menschen und der Gesellschaft, ihr Leben gestalten. "Plane 
mit, arbeite mit, regiere mit!" lautet eine politische Losung in 
der Deutschen Demok['atischen Republik. Sie will deutlich 
machen, daß die verantwortliche Lösung der Aufgabe, an der 
der einzelne steht, eine Form seines Mitregierens ist. 

Alle grundlegenden Gesetzentwürfe, wie z. B. das Jugend­
gesetz, das Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungs­
system, das Familiengesetz, werden in der Deutschen Demo­
kratschen Republik, bevor sie im Parlament verabschiedet wer­
den, in der Tagespresse veröffentlicht und in Versammlungen 
zur Diskussion gestellt, damit alle Staatsbürger die Mögli<nkeit 
haben, Einwände zu erheben oder Ve['besserungsvorschläge zu 
unterbreiten. Erst nach der Betiicksichtigung dieser Vorschläge, 
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die dabei oft in die Tausende gehen, werden die Gesetze von der 
Volkskammer verabschiedet. Das ist eine weitere Möglichkeit 
verantwortlicher pOlitischer Mitbestimmung durch den einzel­
nen Staatsbürger. 

Darüber hinaus versucht man, immer mehr staatliche oder 
andere Verwaltungsfunktionen ehrenamtlichen Mitarbeitern 
zu übertragen. um auf diese Weise eine wachsende Zahl vo.n 
Menschen an der Leitung gesellschaftlicher Prozesse zu beteI­
ligen. In Großstädten werden z. B. große, der Stadt gehörende 
Wohnhäuser nicht von einem städtischen Angestellten verwal­
tet. Die Gemeinschaft der Mieter Übel'l1immt selbst diese Auf­
gabe; sie kann dabei auch bestimmen, in welcher Weise die 
Mieteinnahmen verwendet werden. Einige Aufgaben der Ge­
richte sind den Konflikt- und Schiedskommissionen übertragen 
worden. Hier beschäftigen sich Vertreter der Bevölkerung mit 
Fällen von Verwahrlosung, unsozialem Verhalten und kleineren 
Verstößen gegen die Gesetze. Ähnliche Versuche gibt es auch in 
anderen Lebensbereichen. 

Lenin schrieb bereits zu Beginn der zwanziger Jahre: 
"Unser Ziel ist, daß jeder 'Werktätige nach Erfüllung des acht­
stündigen ,Pensums' produktiver Arbeit unentgeltlich an ~er 

. Ausübung der Staatspfiichten teilnimmt: der übergang dazu 1st 
besonders schwierig, aber nur in diesem übergang liegt das 
Unterpfand für die endgültige Festigung des Sozialismus." 

Bei alledem geht es um die Forcierung der Entwicklung von 
der Diktatur des Proletariats zum Volksstaat. Der fortschrei­
tende übergang zum sozialistischen Volksstaat äußert sich etwa 
darin, daß in Justiz, Schule und Verwaltung bei der Beurtei­
lung von Menschen zunehmend die Frage nach der sozialen 
Herkunft des einzelnen zurücktritt und immer mehr seine tat­
sächlirhe Leistung und Fähigkeit entscheidet. Dieser soziali­
stische Volksstaat stellt sich nicht in erster Linie als staatlicher 
Verwaltungsappru:at dar, er realisiert sich im gesellschaftlich 
verantwortlichen Handeln der Gesamtheit seiner Bürger. So 
wird der Staat immer mehr aus einer Institution in der Gesell­
schaft ZUl" Verfassung der Gesamtgesellschaft. Im Sozialismus 
lassen sich deshalb Staat und Gesellschaft gar nicht exakt von­
einander trennen. 

Die Konsequenz daraus ist. daß auch das traditionelle "Oben 
und Unten" in der Gesellschaft allmählich eingeebnet wird. Das 
ist für viele Bürger zunächst verwirrend. weil verantwortlüfle 
Staatsbürgel'schaft nicht mehr dadurch wahrgenommen wird, 
daß man tut, was "von oben" angeordnet wird, sondern durch 
übernahme eigener Verantwortung, die sich in selbständigen 
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Entscheidungen realisiert. Das ist für Menschen, die in einer 
Untertanenhaltung erzogen und aufgewachsen sind, nicht leicht. 
Manche von ihnen werden zu Opportunisten, indem sie in dieser 
neuen, verantwortliches Handeln verlangenden gesellschaft­
lichen Struktur wie Untertanen zu leben versuchen. Die Schwie­
rigkeit des Opportunismus besteht darin, daß es in der neuen 
Gesellschaft nidtt einfach ist, exakt auszumachen. wo das 
"Oben" sich befindet, dem man meint "gehorchen" zu müssen. 

Ludwig XIV. hat für den feudalabsolutistischen Staat gesagt: 
"L'etat c'est moi." Der marxistische Dichter Johannes R. Be­
cher formulierte für den sozialistischen Staat: Der Staat. das 
sind wir alle. Diese Situation wird von der Theologie nicht 
durch den Hinweis auf Römer 13 bewältigt. Was soll "Untet1:an­
Sein gegenüber der Obrigkeit" bedeuten, wenn potentiell alle 
Glieder der Gesellschaft zur Obrigkeit gehören? 

Zu c) Die Deutsche Demokratische Republik und die anderen, 
am Ende des zweiten Weltkrieges entstandenen sozialistischen 
Staaten bezeichnen sich als "Volksdemokratien". Was heißt das? 

Lenin hat vor der Oktoberrevolution 1917 zwei kleinbürger­
lich-demokratischen Parteien in Rußland die politische Zusam­
menarbeit mit den Kommunisten angeboten. Dieses Angebot 
wurde abgelehnt, so daß sowohl die Oktoberrevolution wie auch 
der Aufbau des Sozialismus in der UdSSR nur von einer poli­
tischen Kraft durchgeführt und vorangetrieben werden konnle: 
von der KPdSU. 

Die Revolutionen in Osteuropa in den Jahren 1944/45 und 
später wurden ausnahmslos von den Kommunisten und bürger­
lichen und bäuerlichen Gruppen und Parteien getragen. Es wa­
ren volksdemokratische Revolutionen. Die Zusammenarbeit mit 
national und demokratisch geSinnten, fortschrittlichen bürger­
lich-demokratischen und bäuerlichen Gruppen, wobei die Kom­
munisten die Führung innehaben - das gehört zum neuen Inhalt 
des sozialistischen Aufbaus in einer Reihe volksdemokratischer 
Länder. Das ist eine Seite der Wirklichkeit des Sozialismus. die 
im Westen kaum gesehen wird, obwohl sie für das Leben gerade 
des Christen im sozialistischen Staat wichtig ist. 

Schon in den dreißiger Jahren entwickelten die Kommunisten 
die Konzeption der Volksfront: die Konzeption des Bündnisses 
von Kommunisten und bürgerlichen Demokraten sowie bäuer­
lichen Kräften im Kampf gegen die militante Reaktion, das sich 
vor allem im antifaschistischen Kampf entwickelte und sich 
nicht zuletzt in den Gefängnissen und ~onzentrationslagern 
des Faschismus bewährte. Daß nach 1945 diese Bündnispolitik 
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auch im Blick: auf den Neuaufbau der Gesellschaft im Sinne 
des Sozialismus durchgehalten, vertieft und erweitert wurde, 
bringt etwas Neues in die Entwicklung der sozialistischen Ge­
sellschaft. Zur Teilnahme am Aufbau und Ausbau des Sozialis­
mus sind auch - wie in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik - Christen als Christen aufgefordert. 

In der Deutschen Demokratischen Republik ist das soziali­
stische Mehrparteiensystem weit entfaltet. Natürlich funktio­
niert es anders als das Miteinander oder das Gegeneinander 
politischer Parteien in einer liberalen Demokratie. Im Sozia­
lismus sind die sozialökonomischen Ursachen für Klassenge­
gensätze beseitigt. Au! clieser Grundlage kann und soll eine 
umfassende Gemeinsamkeit aller Bürger organisiert werden -
eine Gemeinsamkeit, in der die Interessen der Gesellschaft mit 
denen des einzelnen weitgehend zusammenfaUen. Das bedeutet 
für die politischen Parteien Zusammenarbeit zum Wohle der 
Gesamtheit der Bürger. 

In der Deutschen Demokratischen Republik existieren fünf 
Parteien: die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED), 
die Christlich-Demokratische Union Deutschlands (CDU), die 
Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (LDPD), die Natio­
nal-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD), die Demokora­
tische Bauernpartei Deutschlands (DBD). Sie haben sich unter 
der Führung der SED zum Demokratischen Block zusammen­
geschlossen. Dabei trägt jede Partei eingenständig Mitverant­
wortung für das Ganze. Man muß feststellen, daß das Profil 
und Gewicht etwa der CDU in dieser Blockpolitik nicht, wie 
manche Leute vor Jahren meinten voraussagen zu müssen, von 
Jahr zu Jahr undeutlicher und schwächer geworden ist. Im 
Gegenteil: Ihr Profil als eine Partei von Cru;sten ist in den 
letzten Jahren noch klarer geworden, ihr Gewicht hat in der 
Zusammenarbeit weiter zugenommen. 

Die CDU hat z. B. vor zehn Jahren durch eigene Initiative 
entscheidend geholfen, Pdvatunternehmern durch die Auf­
nahme staatlicher Beteiligung einen neuen Weg eines mensch­
lich guten allmählichen übergangs vom Kapitalismus zum So­
zialismus zu weisen. Sie hat durch ihre Vorschläge wesentlichen 
Anteil an der Endfassung des Gesetzes über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem genommen. Sie tut all dies natür­
lich nicht gegen den Sozialismus, sondern für seine positive Wei­
terentwicklung, wie alle anderen Parteien auch. 

Diese übergreifende Zusammenarbeit auf allen Ebenen des 
politischen Lebens hat weitere Konsequenzen, von denen noch 
drei genannt werden sollen: 
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1. Wenn alle fünf Parteien grundsätzlich zusammenarbeiten, 
dann können sie bei einer Neuwahl der Volkskammer oder der 
Parlamente in den Bezirken, Kreisen, Städten und Dörfern 
nicht gegeneinanderstehen. Für die Wahlen stellen sie gemein­
sam erarbeitete Einheitslisten auf, auf denen alle Parteien an­
teilig vertreten sind. 

2. Es kann auch keine institutionalisierte Opposition geben. 
Kritik von Fehlern und Mißständen gehört grundsätzlich zu 
politischer Verantwortung. Sie soll um der Sache und nicht um 
der Opposition willen geübt werden. 

3. Bei allen wichtigen Abstimmungen bevorzugen die gesell­
schaftlichen Kräfte deshalb das Prinzip der Einstimmigkeit. 
nachdem alle ernsthaften Meinungen berücksichtigt sind. Vor­
lagen für die Parlamente beispielsweise werden deshalb in den 
Ausschüssen so lange beraten. bis die Vertreter aller Parteien 
ihr Ja dazu sagen können. 

Die eigentliche überlegenheit des Sozialismus über den Kapi­
talismus liegt darin, daß der Sozialismus auf allen Lebensge­
bieten Modelle der Zusammenarbeit, Modelle kollektiver Ver­
antwortung und menschlicher Gemeinsamkeit entWickelt. Die 
heute entdeckten und freigesetzten gewaltigen Kräfte in Natur 
und Gesellschaft können bewältigt und gebändigt werden nicht 
mehr durch ein individuelles Herangehen an die Probleme, 
sondern nur durch ganz neue Formen der Gemeinsamkeit und 
Zusammenarbeit. Der Sozialismus stellt sich dieser weltweiten 
Aufgabe und hat in der Praxis bewiesen, daß er imstande ist, 
sie zu lösen. 

3. Kultur 

Der Marxismus spricht von der Einheit von Politik, Ökono­
mie und Kultur. Walter U I b r ich t sagte in seiner Rede auf 
der 11. Tagung des Zentralkomitees der SED im Dezember 1965: 
"Das Kulturniveau der Werktätigen wird immer mehr zur ent­
scheidenden Vorbedingung der schöpferischen Aktivität in der 
Arbeit und bei der Leitung von Staat und Wirtschaft." Es ist 
klar: wer die komplizierten Prozesse des gesellschaftlichen Le­
bens, von denen hier nur andeutungsweise gesprochen werden 
konnte, verantwortlich mit steu~rn will, der braucht 
a) klare gesellschaftliche Zielvorstellungen, 
b) umfassendes Wissen, 
c) eine saubere moralische Haltung, die J ich im Umgang mit 

dem Mitmenschen bewährt. 

17 



Der Sozialismus will nicht nur eine technisch begründete Ar­
beitsgemeinschaft, er will eine umfassende Lebensgemeinschaft 
sein; diese ist ohne Grundzüge einer gemeinsamen Weltan­
schauung nicht möglich. Das bedeutet keineswegs die Aufhe­
bung persönlicher Freiheit; nur in der bewußten Teilnahme an 
dieser Gemeinsamkeit realisiert sich heute die Freiheit des ein­
zelnen. Ohne diese Gemeinsamkeit wäre die Planung unmög­
lich, die unsere Welt davor bewahrt, in ein Chaos auseinander­
zufallen. Solche Planung ist nicht das Gegenteil von Freiheit. 
Günter Anders hat festgestellt: "Planung ist nicht die Anti­
podin von Freiheit: sondern deren Verwirklichung." 

4. Revolution 

Ökonomie, Politik und Kultur sind die drei in wechselseitiger 
Beziehung zueinander stehenden Hauptbereiche der soziali­
stischen Gesellschaft. Revolution ist gleichsam der Grundha­
bitus, das Grundprinzip der Gesellschaft, und zwar in doppelter 
Weise. 

a) Der sozialistische Staat, die sozialistische Gesellschaft ist 
aus einer Revolution hervorgegangen, sie können nicht ohne 
Revolution entstehen. Dabei meint Revolution zunächst den 
Wechsel sozialökonomischer Fonnationen, die Beseitigung der 
bestehenden sozialökonomisch bedingten Machtstrukturen und 
die Durchsetzung neuer Strukturen. 

Dies geschah nach 1945 im Osten Deutschlands. Der west­
deutsche Publizist Sebastian Haffn er hat die Deutsche Demo­
kratische Republik das Ergebnis der "ersten erfolgreichen Revo­
lution in der deutschen Geschichte" genannt. Die aus Emigration 
und Illegalität zurückkehrenden Marxisten hatten erkannt, daß 
das, was 1945 so schrecklich endete, nicht erst 1933 begann, son­
dern seine Wurzeln tief in der deutschen Geschichte hatte: in 
der Tatsache, daß in Deutschland seit dem 16. Jahrhundert 
keine Revolution siegreich hatte zu Ende geführt werden kön­
nen, daß die Deutschen - wie Karl Marx gesagt hatte - nie 
die Revolutionen, sondern immer nur die Konterrevolutionen 
der Weltgeschichte mitgemacht hatten. Sie sahen, daß eine 
grundsätzlime revolutionäre Wende in Deutschland notwendig 
war, wenn diese Vergangenheit beWältigt werden und nicht 
noch einmal unsere Zukunft verderben sollte. Ihnen schloß sich 
eine beträchtliche Zahl von Nichtmarxisten an, die der Schock 
des Faschismus zur Einsicht gebracht hatte, daß man nicht ein­
fach dort wieder anknüpfen konnte, wo die Hitlerdiktatur die 
Entwicklung abgebrochen hatte. 
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Im Begriff der Revolution ist der der Gewalt enthalten. Dies 
meint jedoch nicht, daß eine bewaffnete Erhebung mit Blut­
vergießen zu jeder echten Revolution gehöre. Natürlich mußten 
viele revolutionäre Maßnahmen mit der Macht des Staates 
durchgesetzt werden. Im Vergleich mit anderen Revolutionen in 
der Geschichte allerdings war das, was sich in der Deutschen 
Demokratischen Republik seit 1945 vollzog, hinsichtlich der 
Mittel und Methoden eine ausgesprochen friedliche Umwäl­
zung, vor allem auch dadurch, daß von Anfang an Vertreter 
aller mit der Arbeiterklasse verbündeten Volksschichten in die 
Revolution einbezogen waren und daß eine Reihe von ökonomi­
schen und anderen Modellen für einen friedlichen Ubergang 
vom Kapitalismus zum Soziallsmus entwickelt wurden, wie 
z. B. die Betriebe mit staatlicher Beteiligung. 

b) Noch in einem anderen Sinne ist die Revolution Grund­
prinzip des Sozialismus Bertolt Brecht hat darauf hingewie­
sen, daß sich die sozialistische Revolution von allen früheren 
Revolutionen dadurch unterscheide, daß sie nicht mehr in einen 
Zustand relativer gesellschaftlicher Stabilität hineinführe, son­
dern gewissermaßen in die Dynamik einer pennanenten Revolu­
tion ausmünde. Diese Dynamikwird durch die technischeRevolu­
tion noch verstärh-t. Der Sozialismus wird niemals eine .,per­
fekte Gesellschaft" sein, er befindet sich immer in Bewegung 
und entwickelt sich durch Widersprüche und ihre Lösung hin­
durch fort. 

Oskar La n g e schreibt: "Der wissenschaftliche Sozialismus 
kennt keine Eschatologie, er glaubt nicht an das Herannahen 
einer Zeit, in der alle Widersprüche des individuellen und kol­
lektiven menschlichen Lebens versChwinden. Dagegen ist es 
sein Ziel, diese Widersprüche ziel bewußt zu lösen und durch ge­
schickte Anwendung der von deI' Wissenschaft erkannten sozio­
logischen und ökonomischen Gesetze das Leben der menschli­
chen Gesellschaft zu lenken. Die überwindung der Spontaneität 
der gesellschaftlichen Entwicklung beseitigt die Grundlagen 
der Entmenschlichung ökonontischer und soziologischer Pro­
zesse, sowohl in ihrer naturalistischen als auch supranaturali­
stischen Gestalt. Das gesellschaftliche Leben der Menschen er­
weist sich solcherart als ein Produkt der menschlichen Tätigkeit, 
ein früher unbewußtes und unbeabsichtigtes, in Zukunft immer 
bewußteres und mit den Absichten des Menschen im Einklang 
stehendes Produkt." 

Die moderne sozialistische Literatur spiegelt dies wider. 
Während in den Romanen sozialistischer Autoren vor zehn oder 
zwanzig Jahren den Helden Schwierigkeiten nur aus im Grunde 
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vermeidbaren Fehlern und Irrtümern entstanden, wird heute 
dargestellt, daß gerade die überzeugtesten Sozialisten in die ech­
testen und tiefsten Konflikte geraten, wie etwa der Roman 
"Sclliacht unterwegsOl der sowjetischen Autorin Galina Niko­
lajewa zeigt. Der Schriftsteller Erik Neutsch schreibt: "Das 
Wichtigste aber ist wirklich, am Leben teilzunehmen, nicht ein­
fach nur zu leben, sondern zu ändern und bereit zu sein, sich in 
der täglichen Arbeit ändern zu lassen, revolutionär zu leben." 

ll. Christliche Existenz in der sozialistischen Gesellschaft 

Das also ist die gesellschaftliche Wirklichkeit, in der wir leben 
- so, wie sie von Marxisten und Nichtmarxisten gestaltet und 
geplant wird - so, wie sie auch von einem Christen gesehen 
werden kann, wenn er nicht von vornherein darauf aus ist, 
seine antisozialistische Haltung durch den einseitigen Hinweis 
auf Unschönheiten, Fehler und bedauernswerte Entgleisungen 
(die natürlich auch da sind und nur allzuoft auf die bürgerliche 
Vergangenheit oder auf das Einwirken der kapitalistischen Um­
welt zurückgehen) zu begründen und zu festigen. So sieht die 
Wirklichkeit für einen Christen aus, der sie als gesellschaft­
lichen Raum für sein Zeugnis und seinen Dienst ernst nimmt 
- und daß heißt doch wohl: unter der Herrschaft Gottes glaubt. 

Man kann die Frage stellen, ob es überhaupt angängig ist, 
unser Thema so zu behandeln, wie ich es versucht habe: mit 
einer breiten Schilderung der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
am Anfang und ein paar Bemerkungen zw' christlichen Existenz 
am Schluß. Hätte man nicht umgekehrt anfangen müssen mit 
dem Versuch einer Theologie der Gesellschaft, von der her dann 
auch das rechte Licht fallen würde auf die konkreten Verhält­
nisse, in denen wir leben? Solche Versuche gab es einige 
in den vergangenen Jahren; nur stießen sie kaum zu den wirk­
lichen Problemen durch. Das hat zwei Gründe: 

a) Auch viele derjenigen, die am weitesten in die neue Gesell­
schaft hineingegangen sind, können ihre Position noch immer 
nur mit Hilfe von Denkkategorien "westlicher" Theologen be­
schreiben. Natürlich steht auch der Sozialismus in der Kontinui­
tät der Geschichte; deshalb konnte auf einer Strecke unseres 
Weges manches von dem, was in einigen Bereichen der "west­
lichen" TheolOgie gedacht wurde, relativ hilfreich sein. Es half 
uns, nahe an unsere Wirklichkeit heranzukommen _ aber auf 
diese Weise sind wir nie ganz in dieser Wirklichkeit angekom-
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men. Wir brauchen andere, eigene, neue Begriffe für wichtige 
Dinge und vor allem ein neues inneres Verhältnis zu ihnen. 
Eine wirkliche Besinnung auf die Existenz des Christen im 
Sozialismus muß heute mit dem Ernstnehmen der gesellschaft­
lichen Wirklichkeit beginnen. Wenn wir mit der Theologie be­
ginnen, dann scheint es so, als ob wir alle Antworten schon in 
der Tasche hätten, dann nehmen wir das Neue an der Situation 
nicht ernst. 

b) Wir leben in einer neuen Situation; uns bedrängen viele 
Fragen; auf viele von ihnen hat die Theologie noch keine gülti­
gen Antworten. Man hat in der Diskussion über die Theologie der 
missionarischen Verkündigung darauf aufmerksam gemacht, 
daß "Erweckung" nicht im wohlgesicherten geistlichen Raum 
passiert, sondern immer auf der Grenze zwischen Kirche und 
Welt, da, wo Christen sich in der Bindung an Gottes Wort ganz 
einer neuen Situation aussetzen. Wir versuc4en das hier zu tun. 
Dabei passiert es immer wieder, daß in unserer konsequent 
säkularen Gesellschaft Christen da, wo sie mit Nichtchristen 
in der Gesellschaft zusammenarbeiten, gefragt werden: Was 
sagst du als Christ dazu? Diese Frage hat schon manchen wieder 
in Riclltung auf die Kirche in Bewegung gesetzt. Vielleicht be­
steht unser größtes Problem darin, daß die traditionellen Ge­
meinden diese Fragen auch nicht beantworten können. 

Die Deutsrhe Demokratische Republik ist ein sozialistisches 
Land, in dem der theoretisch vom Marxismus geprägte Sozia­
lismus auf eine große protestantische Kirche trifft. In dieser Be­
gegnung brechen Fragen neu auf nach dem Atheismus und der 
Säkularisierung, nach der politischen Verantwortung des Chri­
sten und der theologischen Relevanz gesellschaftlicher Struktu­
ren, nach dem Verständnis der Geschichte, nach dem Verhältnis 
des Christen zu Humanismus und Revolution. Im folgenden 
sollen ein paar dieser Fragen genauer fonnuliert und einige 
Erfahrungen mitgeteilt werden. 

1. Das Verhältnis des Christen zur Revolution 

Die sozialistische Revolution ist nicht von Christen begonnen 
worden. Die Mehrheit der Christen stand zunächst abseits, 
wenn nicht gar auf der Gegenseite. Die Kirchen als Ganzes 
gehörten in Deutschland auf Grund ihrer engen Bindung an die 
herrschenden gesellschaftlichen Märhte immer zu den konser­
vativen Kräften. Die sozialistische Revolution war ein Gericht 
über diese falsche Bindung der Kirche imCSinne der Feststellung 
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des 1947 in Darmstadt verfaßten Wortes des Reichsbruderrates 
der Bekennenden Kirche zum politischen Weg unseres Volkes: 
"Wir sind in die Irre gegangen, als wir begannen, eine ,christ­
liche' Front aufzurichten gegenüber notwendig gewordenen 
Neuordnungen im gesellschaftlichen Leben der Menschen. Das 
Bündnis der Kirche mit den das Alte und Herkömmliche kon­
servierenden Mächten hat sich schwer an uns gerächt. Wir haben 
die christliche Freiheit verraten, die uns erlaubt und gebietet, 
Lebensformen abzuändern, wo das Zusammenleben der Men­
schen solche Wandlung erfordert. Wir haben das Recht zur 
Revolution verneint, aber die Entwicklung zur absoluten Dik­
tatur geduldet und gutgeheißen." 

Die Kirche hat dieses Wort nicht ernst genommen. Statt einer 
gesellschaftlichen Neuorientierung, wie sie das Dannstädter 
Wort forderte, verfestigte sie sich in den ersten Jahren nach 1945 
in ihrer antirevolutionären Position: Was sie gegenüber dem 
leidenden Proletariat im 19. Jahrhundert nie getan hatte -
für die Al"men und Verfolgten einzutreten -, daS> tat sie im 
Blick auf die von der Revolution betroffenen Schichten: Scharen 
von ehemaligen Offizieren, Richtern, Staatsbeamten und Leh­
rern des Hitlerreiches strömten in die Kirche und wurden dort 
Pfarrer oder kirchliche Verwaltungsbeamte. Nur bei einem 
kleinen Teil von ihnen bedeutete das eine Abkehr von der Ver­
gangenheit. Während in der Bundesrepublik viele dieser Män­
ner nach 1949 wieder in Staat, Justitz und Schule zurückgehen 
konnten, blieben sie in der Deutschen Demokratischen Republik 
in der Kirche. Sie trugen nicht wenig zur Stabilisierung einer 
antisozialistischen Haltung in verschiedenen kirchlichen Krei­
sen bei. 

So konnten es nur einzelne Christen und Gruppen von Chri­
sten sein, die sich der Herausforderung der Revolution stell­
ten. Ihre Erfahrungen können in vier Punkten zusammengefaßt 
werden: 

a) Sie kamen zumeist nicht aus revolutionärem Enthusiasmus 
zur Solidarität mit der Revolution, sondern oft zögernd, Schritt 
für Schritt, auf Grund nüchterner überlegung. So sehr sich 
das Fehlen eines revolutionären Enthusiasmus zu Beginn als 
Mangel zeigte - auf die Dauer erwies es sich als positiv, daß 
diese Entscheidung weithin von vernünftiger überlegung ge­
tragen war. Sie war dadurch gefeit gegen die Enttäuschung, die 
sich gerade nach revolutionärer Begeisterung häufig einstellt. 
In einem viel beachteten Fernsehfilm wurde kürzlich in der 
Deutschen Demokratischen Republik der Entwicklungsweg 
eines Intellektuellen bürgerlicher Herkunft von 1935 bis zur 

Gegenwart dargestellt. Auf die Frage: "Bist Du eigentlich gern 
zu den Kommunisten gegangen 1" antwortet dieser Mann : "Nein! 
Aber ich bin gern geblieben!" Dies umschreibt gut die Haltung 
auch vieler Christen zu ihrem sozialistischen Staat. 

b) Verantwortliche Teilnahme an der Revolution setzt bei 
Christen den Versuch einer historischen Standortbestimmung 
voraus. Dabei geht es nicht um den Entwurf einer Geschichts­
theologie. Weil der Mensch ein geschichtliches Wesen ist, kann 
er ohne Beurteilung der geschichtlichen Vergangenheit nicht 
verantwortlich Gegenwart und Zukunft gestalten. 

c) Der Christ kann nur die Revolution unterstützen, der es 
nicht um abstrakte politische Ideale geht, sondern um den 
Menschen, genauer um die Humanisierung der gesellschaftli­
chen Verhältnisse; denn das Leben des einzelnen hängt vom 
Zustand der Gesellschaft ab. Der unblutige Charakter der Re­
volution in der Deutschen Demokratischen Republik sowie die 
Etablierung menschlich zuträglicher übergangsfonnen - zum 
Teil gerade durch die Mitarbeit von Christen geschaffen - sind 
Zeichen solcher humaner Zielsetzung bei aller zeitweilig 
schmerzlicher Härte. 

d) Wenn es Ansätze zu einer kirchlichen Erneuerung in der 
Deutschen Demokratischen Republik gibt, dann kommen die 
Anstöße dazu meist von den christlichen Gruppen, die mit der 
Revolution solidarisch sind. Es gibt offensichtlich ein bestimm­
tes Verhältnis zwischen gesellschaftlicher Veränderung und 
kirchlicher Erneuerung, zwischen Revolution und Reformation. 
Da echte kirchliche Erneuerung aus der Konfrontation mit der 
Welt ihren Anstoß erhält, kann sie doch wohl nm- dort gesche­
hen, wo gesellschaftliche Umgestaltung sich vollzieht. Es ist b~­
merkenswert, daß in Westdeutschland alle aus dem theolOgI­
schen Ertrag des Kirchenkampfes geborenen kirchlichen Erneu­
erungsversuche versandeten, nachdem sich im gesellschaftlichen 
Raum der Trend zur politischen Restam-ation durchgesetzt 
hatte. Umgekehrt sind etwa die Aussagen des Stuttg,arter 
Schuldbekenntnisses und des Darmstädter Wortes in den christ­
lichen Gruppen in der Deutschen Demokratischen Republil( 
lebendig, die sich von der revolutionären Umgestaltung der Ge­
sellschaft zu verantwortlichem Mittun herausfordern ließen. 

2. 1}bernahme der gesellschaftlichen Mitverantwortung 

Wenn man mich fragte, was ich nach meiner Erfahrung für das 
eigentlich Bedrängende für den Christen in der Deutschen 
Demokratischen Republik halte, dann Würde ich antworten: 
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nicht die atheistische Propaganda, sondern der Umstand, daß 
ich laufend zur Mitverantwortung und Mitarbeit beim Aufbau 
der Gesellschaft herausgefordert werde. 

Politische Vel>antwortung zu übernehmen ist unbequem - in 
allen Gesellschaftsordnungen. Es ist bequemer, zuerst an sich 
und die Seinen - in begrenztem Umkreis - zu denken. Das mit 
dem Fortschritt der Technik und Industrie gesteigerte "Kon­
sumdenken" fördert diese Art von Bequemlichkeit. Im Politi­
schen begegnet uns heute das Paradigma tür das "Dasein für 
andere", das Bonhoeffer als das Merkmal christlicher Exi­
stenz beschlieben hat. Thomas Man n schrieb während des 
spanischen Bürgerkrieges: .. In der Gestalt des Politischen ist 
uns heute die Frage des Menschen selbst mit einem letzten und 
lebensgefährlichen Ernst gestellt". Deshalb gehört politische 
Verantwortung heute zum Zeugnis und Dienst des Christen. 

Aber die Frage nach der politischen Verantwortung, wie jeder 
·Verantwortung, ist nicht nur eine Frage nach dem guten Wil­
len des einzelnen, sie ist ebensosehr eine Frage nach der Struk­
tur der Gesellschaft. Es gibt gesellschaftliche Verhältnisse, die 
verantwortliches Leben des einzelnen fördern und fordern, und 
sohne, die es erschweren. Eine methodistiseheSynode inden USA 
hatte bereits in derZeit der Wirtschaftskrise zu Beginn der drei­
ßiger Jahre konstatiert: "Solange der Wunsch nach persönlichem 
Gewinn das regulierende Prinzip unseres moderenWirtschafts­
lebens ist, so lange wird das Menschliche des Menschen immel' 
wieder aufs Spiel gesetzt". In dieser Situation des Konkurrenz­
kampfes, der noch heute ein wesentliches Merkmal der kapi­
talistischen Wirtschaft ist, ist es für alle Beteiligten schwer, im 
umfassenden Sinne vel"antwortlich - und eben nicht egoistisch 
- zu reagieren. 

Um dem damit aufbrechenden Dilemma zu entgehen, prokla­
mierten ernsthafte Christen zu Beginn dieses Jahrhunderts eine 
doppelte Ethik: die Nächstenliebe gilt nw· für Familie und 
Freundeskreis. Im gesellschaftlichen Bereich helTSchen andere 
eigene Gesetze, denen sich auch der Christ anpassen muß, Da~ 
mit begann eine verhängnisvolle Auswanderung des Cluisten 
aus der Gesellschaft und eine Privatisierung der christlichen 
Existenz, die noch heute nachwirkt, etwa wenn wir Weih­
nachten als das "Fest der Familie" feiern. 

Die herausfordernde Erfahrung, die Christen heute im Sozia­
lismus machen, besteht darin, daß diese bewußt säkulare Ge­
sellschaft der Pt>ivatisierung det' christlichen Existenz entge­
genwirkt. Sie ist so strukttrriert, daß sie am besten funktioniert, 
wenn möglichst viele nicht nur egoistisch an sieh denken, son-
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dern Verantwortung übernehmen. So öffnen sich dem Christen 
ganz neue Dimensionen für verantwortliches Handeln - und 
das heißt für ihn gleichzeitig : für seinen Zeugendienst. Denn 
er kann als Christ nicht verantwortlich leben, ohne daril). zu 
zeigen, daß seine Verantwortung, seine Antwort nicht nur dem 
Mitmenschen gilt, sondern im Mitmenschen Gott. So muß sich 
die Gesellschaft in seiner verantwortlichen Mitarbeit das Zeug­
nis von Gnade und Gericht Gottes gefallen lassen. Das bringt 
allerdings nicht nur Freude, sondern auch - wie könnte es an­
ders sein - Spannung. 

Wo Christen sich diesel> Herausforderung versagen, da ist 
meist geistliche Schwäche und Unmündigkeit der Grund. Sie 
waren es bisher nicht gewöhnt, in der Öffentlichkeit als Chri­
sten aufzutreten. Die Kirchen haben noch kaum etwas getan, 
um sie zuzurüsten und ihre Unfähigkeit, außerhalb von Kirche 
und Familie als Christen zu leben, überwinden zu helfen. Hinzu 
kommt natürlich die traditionelle politische Abstinenz des deut­
schen Protestantismus, und vor allem des Pietismus, dem Poli­
tik immer ein schmutziges Geschäft war. 

In der Vergangenheit war diese Haltung nicht einmal ganz 
unbegründet. In der Klassengesellschaft bedeutete politische 
Aktivität entweder Kampf gegen die Herrschaftsverhältnisse 
(ein jedem "guten" Protestanten fernliegender Gedanke) oder 
Teilnahme an der Unterdrückung der Beherrschten (für viele 
Christen gleichfalls eine vielleicht notwendige, aber nicht von 
ihnen zu erledigende Angelegenheit). Wo die Klassengegensätze 
überwunden und die DemokTatie konsequent verwirklicht wer­
den, bedeute't Anteilnahme an der Ausübung der Herrschaft 
nicht mehr Unterdrückung der einen durch die anderen, son­
dern Dienst am Ganzen. 

Man hat den Vollzug politischer Verantwortung dw'eh Chri­
sten politische Diakonie genannt. Wenn politische Diakonie in 
erster Linie Dienen heißt, dann gibt es die größten Möglich­
keiten für solchen verantwortungsbewußten Dienst dort, wo -
wie im Sozialismus - Herrschen und Dienen eine dialektische 
Einheit bilden. 

3. Modell politischer Mitarbeit 

Im Blick auf die politische Verantwortung des Christen ist 
in der Ökumene eine merkwürdige Situation entstanden. Nie­
mand bestreitet heute ernsthaft mehr, daß poli ti!;;che V eran t­
wortung ein wesentliches Stück des christlichen Zeugnisses ist. 
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Aber bei der Frage nach dem "Wie" helTscht eine große Un­
sicherheit und Verlegenheit. 

Die Methodistenkirche in den USA hat vor ein paar Jahren 
eine Umfrage unter 600000 ihrer Glieder zu diesem Problem 
veranstaltet. Fast alle Befragten äußerten die Meinung, daß 
natürlidl der Glaube "irgendwie" auch mit Politik und Öffent­
lichkeit zu tun habe; aber kaum einer war imstande, diesen 
Zusammenhang zu beschreiben oder gar anzugeben, welche 
praktischen Konsequenzen das habe. Die Veranstalter der Um­
frage kommen zu dem Resultat, daß es in der amerikanischen 
Gesellschaft an Modellen für eine kontinuierliche politische 
Arbeit von Christen fehle. 

Offensichtlich ist es der individualistische Grundansatz in der 
herkömmlichen christlichen Ethik, der Christen hindert, die 
richtige Einsicht in die Notwendigkeit politischer Verantwor­
tung zu praktizieren. Zur politi.schen Verantwortung gehören 
Organisation und Kontinuität. Die Christlich-Demokratische 
Union in der Deutschen Demokratischen Republik versucht, ein 
solches Modell für Christen in einem sozialistischen Staat dar­
zustellen. Ohne die politische Mitarbeit von Christen monopoli­
sieren zu wollen, hat sie in den vergangenen Jahren Erfah­
rungen gewonnen, die helfen können, die Frage nach der poli­
tischen Verantwortung der Christen zu klären: 

a) Die CDU versteht sich nicht als "christliche Partei" im alten 
Sinne. Sie nennt sich bewußt eine Partei von Christen. Der erste 
Satz ihrer neuen,1964 beschlossenen Satzung lautet: "Die Christ­
lich-Demok·ratische Union ist eine demokratische Partei, in der 
sich Christen der Deutschen Demokratischen Republik zur Mit­
arbeit an der Gestaltung einer dauel'haIten Fliedensordnung, 
am umfassenden Aufbau des Sozialismus in der Deutschen De­
mokratischen Republik und an der friedlichen Lösung der deut­
schen Frage zusammengeschlossen haben." 

b) Die CDU ist die erste Partei von Chlisten, die keine "christ­
liche" Politik betreibt. Sie versucht ihre Aktionen an sachlichen 
Kriterien zu orientieren. Das hängt damit zusammen, daß nach 
ihrer überzeugung der Chlist aus dem Neuen Testament kein 
Idealbild einer "christlichen Gesellschaft" ableiten kann, daß 
es keine spezifisch christlichen Lösungen politischer, sozialer 
und ökonomischer Fragen gibt. Wenn das so ist, dann müssen 
Christen fragen, welche säkulare Gesellschaftskonzeption am 
besten geeignet ist, die anstehenden Aufgaben zu lösen. Die 
Mitglieder der CDU haben sich in ihrer Situation für die sozia­
listische Konzeption entschieden. 
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Da es keinen "christlichen Sozialismus" geben kann, organi­
siert die CDU die Mitarbeit der Christen beim Aufbau des 
Sozialismus. Indem sie dies tut, verhilft sie den Christen dazu, 
ihre gleichberechtigte und gleichverpfiichtete Ro~le als B?r­
ger des sozialistischen Staates zu realisieren. Dabel geht es ~?r 
nicht um ein falsches Bindestrich-Christentum. Pfarrer Gotz 
Bickelhaupt stellte dazu fest: "Die CDU in der Deutschen 
Demokratischen Republik hat solchen Vorstellungen von Binde­
strich-Christentum ein für allemal den AbsChied gegeben. Sie 
gibt nicht als christlich aus, was notwendig und vernünftig ist, 
sondert sammelt Christen zu solchem notwendigen und ver­
nünftigen Tun." 

c) Die CDU ist die erste Partei von Christen, die den tradi­
tionellenchristlichenAntikommunismus in ihren eigenen Reihen 
überwunden und die Zusammenarbeit mit Kommunisten zum 
Grundprinzip ihres Handeins gemacht hat. Sie hat das getan, 
weil sie die Gefährlichkeit einer "christlichen" Anti-Ideologie 
(qie eine Verfälschung des Evangeliums ist) erkannt, aber auc~ 
weil sie den Antikommunismus als politische Grundtorhelt 
unseres Jahrhunderts (Thomas Mann) erfahren hat. 

Alle in den vierziger Jahren in Westeuropa neu gegründeten 
chlistlichen Parteien begannen ihren Weg programmatisch als 
"Parteien der Mitte". Wenn sie heute ausnahmslos mehr oder 
weniger auf der politischen Rechten ihrer Länder stehen, dann 
liegt eine entscheidende Ursache dafür in ihrer antikommuni­
stischen Grundorientierung. 

d) Die CDU ist eine Partei von Christen, die ihren Auftrag 
bewußt als politische Diakonie versteht. Sie strebt nicht nach 
Herrschaft über andere, sondern meint, daß sie im dienenden 
Mitgestalten - menschlich gesprochen - den Raum für die 
christliche Existenz im Sozialismus findet. So erkennt sie die 
führende Rolle der SED an, was von der Sache her auch in 
ihrem Ja zur marxistischen Gesellschaftskonzeption begründet 
ist. 

e) Dabei weiß die CDU, daß sie als eine Partei von Chtisten 
auf die Gemeinde angewiesen ist. Darin ist sie fundamental von 
einer marxistischen Partei unterschieden. Die marxistische 
Partei betreibt nicht nur praktische Politik, sie hat gleichzeitig 
ein gewisses "Lehramt." Da die marxistische Ideologie auf dem 
Grundsatz der dialektischen Einheit von Theorie und Praxis 
aufgebaut ist, kann und muß die Partei verbindlich sagen, was 
ein Marxist in einer bestimmten Situation zu tun hat . 

Die CDU gibt ihren Mitgliedern aus c!.em Schatz ihrer poli­
tischen Erfahrung gleichfalls Hinweise für ihr politisches Han-
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deIn. Sie kann jedoch nicht mit lehrhafter Autorität sprechen. 
Das konkrete Gebot ergeht für den Christen in der Verkündi­
gung in der Gemeinde. es ereignet sich in der Konfrontation mit 
Gottes Wort. • 

Das Verhältnis der cnu zu kirchenleitenden Kreisen war 
Jahre hindurch dadurch beeinträchtigt, daß eine nach dem We­
sten blickende, dem Sozialismus ablehnend gegenüberstehende 
Kirche nimt selten in den Mitgliedern der CDU Verräter an 
ihrer Sache erblickte. Je mehr die Kirche in letzter Zeit den 
sozialistischen Staat wenigstens als 1I0brigkeit" ernst nimmt, 
um so mehr normalisiert sich auch ihre Beziehung zur CDU. 

Ende 1964 sagte der thüringische Landesbischof D. Mi tzen­
heim v.or seiner Synode: "Ich halte es für angezeigt, daß die 
ev.an?elIschen .. Ki~chen in der Deutschen Demokrat ischen Repu­
bhk Ihr Verhaltms zu. dieser Partei überprüfen. Das Anliegen 
der CI?U, das hinter ihrer Arbeit von Anfang an gestanden 
h~t, ~le christlichen Bürger unserer Republik für ein ver­
nunftlges und sachliches politisches Engagement zu gewinnen 
soll man nicht beiseiteschieben. Gewiß wird sich nicht die Kir~ 
che mit einer Partei verbinden oder verbünden sondern ihre 
Eigenständigkeit wahren. Sie wird auch das, w~ sie in politi­
scher Verantwortung zu sagen hat. selbst zu vertreten haben. 
I~ halte es. f~r richtig und wichtig, daß das Sachgesprädt mit 
emer ParteI mcht abreißt. die bewußt die Christen als gleich­
berechtigte Mitarbeiter auch in unserem neuen sozialistischen 
System eingegliedert wissen will." 

Zusammenfassend wird man sagen müssen daß die Präsenz 
des Christen in der sozialistischen Gesellsch~ft heute weithin 
durch die Mitglieder der cnu realisiert wird. Das ist vor allem 
auch deswegen so, weil die meisten der neu entstandenen 
b~uderschaftlichen Gruppen und Kreise dem Trend zum Ghetto 
Olcht ganz entgangen sind. 

4. Der Christ und die sozialistisclte Ideologie 

.W~r als ~hrist verantwortlich am Aufbau des Sozialismus 
tellmm~t, sIeht sich bald vor das Problem der sozialistischen 
IdeolOgIe gestellt. 

a) Der Begriff "Sozialismus" meint zwei von einander ver­
schiedene Dinge: 

30 

eine Gesellschaftsordnung, bestimmte Strukturen menschli­
chen Zusammenlebens, die zunächst weltanschaulich neutral 

, 

sind, und den wissenschaftlichen Sozialismus: die Theorie des 
Marxismus-Leninismus, zu dessen integrierenden Bestand-
teilen der Atheismus zählt. . 
Beides gehört in der Weise zusammen, daß es offensichtlich 

nur mit der Theorie des Mar::-..'ismus-Leninismus möglich ist, 
die sozialistische Gesellschaftsordnung zu errichten. Der Christ 
kann es sich also nicht so leicht machen, daß er den Sozialismus 
als Gesellschaftsordnung bejaht und die sozialistische Ideologie 
ablehnt. Wenn sein Ja Bedeutung haben und zur Tat werden 
soll, dann wird er auch die sozialistische Ideologie aufnehmen 
müssen, allerdings nicht total. Indem er sich der Erkenntnisse der 
Gesellschaftswissenschaft ebenso bedient wie der neuesten Er­
gebnisse der Naturwissenschaft: als Instrument zur Weltbewäl­
tigung - und indem er dies bewußt ;ils Christ, als lebendiges 
Glied der Gemeinde tut, distanziert er sich zugleich vom 
Atheismus der marxistischen Theorie, soweit es dabei um einen 
Atheismus als Lebenshaltung geht. 

b) Die Behauptung, daß Christen, weil sie ihren Glauben 
hätten, frei von Ideologien sein könnten und sollten, gehört wohl 
zu den theologischen Fehlleistungen, die das sachliche Gespräch 
heute am meisten belasten. Am verhängnisvollsten erweist sich 
die Bindung an Ideologien immer dort, wo diese Bindung be­
stritten wird. Hans Joachim Iwand hat vor Jahren gesagt: 
"Ich bin der Meinung, daß der Mensch ohne Ideologie nicht 
leben kann, und zwar deswegen, weil wir keine Tiere sind." 

Jan Milic Lochm an führte das weiter aus: "Der Mensch ist 
ein ideologisches Wesen - ein ,homo ideologicus.' Er lebt. indem 
er denkt. Er tritt in seine Welt hinein, indem er sich Gedanken 
darüber macht, versucht. diese Welt - seine innere und äußere 
Welt - denkend zu ordnen und zu bewältigen. Er lebt in der 
Gesellschaft, indem er seine Leitbilder projiziert und ihnen 
mehr oder weniger folgt. Er täuscht sich dabei vielleicht, viel­
leicht wird er getäuscht, vielleicht täuscht er die anderen. Aber 
er denkt und sucht urid findet wohl auch. Jedenfalls kann er 
nicht anders. Das ist die Bindung seines Lebens, vor allem 
seines gesellschaftlichen Lebens. Die menschliche Gesellschaft 
ist kein Ameisenhaufen. Die Ideologie ist ein Mittel gegen die 
Unordnung der Menschen und gegen die Ordnung der Ameisen." 

Wenn also die Alternative "Ideologie oder Glaube" falsch ist, 
dann bleibt für den Christen nur die Frage. welche Ideologie 
seiner Zeit er für das relativ brauchbarste Instrument bei der 
Weltgestaltung hält. Im Verhältnis zum christlichen Glauben 
sind alle Ideologien gleich, keine steht ihm näher oder ferner. 
Aber vielleicht ist die Ideologie gerade aufu ein Ort, an dem der 
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Chdst seine Solidarität mit dem Nichtchristen praktizieren 
kann. Jedenfalls würde der Versuch, in der sozialistischen Ge­
sellschaft den chl;stlichen Auftrag in Kategorien einer bürger­
lichen Ideologie zu beschreiben, das Zeugnis unverständlich und 
unglaubwürdig machen sowie. Dialog und menschliche Begeg­
nung mit dem Marxisten verhindern. Um seines Zeugnisses 
willen wird der Christ im sozialistischen Staat also in Kate­
gorien der sozialistischen Ideologie zu denken suchen. 

Dabei kann die Ideologie für den Christen natürlich niemals 
das Letzte sein. Der Glaube setzt ihn in eine klitische Distanz 
zur Ideologie, aber er hebt sie nicht auf. Im Bewußtsein solcher 
Begrenzung und Vorläufigkeit wird der Christ im Sozialismus 
die sozialistische Ideologie aufnehmen können. 

5. Schöpferischer Beitrag 

Christen können nur dann einen schöpfelischen Beitrag (und 
das heißt doch wohl einen Beitrag, der etwas Neues, nur von 
ihnen zu Leistendes hinzufügt) zum Aufbau des. 'Sozialismus 
leisten, wenn sie sich engagieren, aber nicht aus einer Zuschauer­
haltung heraus. Politische Verantwortung ist eine Sache der 
Praxis. Sie kann in ihren Dimensionen nur von dem wirklich 
el"kannt und ausgefüllt werden, der zu solcher Praxis bereit ist. 
Wer in der Zuschauerhaltung verharrt, dem verzerren sich di.e 
Perspektiven und Dimensionen. "Es ist nichts, Beobachter zu 
sein; ein Beobachter sieht nichts", hat Johannes Bobrowski, 
der 1965 verstorbene evangelische Dichter, gesagt. 

Daß Christen durch ihre Mitarbeit auch der Konzeption des 
Sozialismus manches Neue hinzugefügt haben, das ist vor allem 
in einem Gespräch zwischen dem Vorsitzenden des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik, Walter Ulbricht, 
und Theologen am 9. Februar 1961 deutlich geworden. Walter 
Ulbricht hatte in einer Programmatischen Erklärung festge­
stellt: "Das Christentum und die humanistischen Ziele des So­
zialismus sind keine Gegensätze". ,Befragt, wie er dazu komme, 
einen solchen für einen marxistischen Staatsmann bemerkens­
werten Satz zu sprechen, antwortete er mit dem Hinweis auf die 
praktischen Erfahrungen, die die Marxisten in der Deutschen 
Demokratischen Republik seit 1945 mit jenen Christen gemacht 
haben, die nicht nur loyale Staatsbürger waren, sondern in der 
Gemeinsamkeit mit Marxisten schöpfelisch an der Gestaltung 
der neuen Gesellschaftsordnung mitgewirkt haben. Dieses prak­
tische Engagement von Christen (und nicht theoretische welt-
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anschauliche Gespräche) veranlassen ihn heute zU sagen, daß 
Marxisten und Christen auf allen Ebenen des politischen, wirt­
schaftlichen und kulturellen Lebens zusammenarbeiten sollten. 

Das Stichwort mit dem Marxisten die Gemeinsamkeit be­
gründen, lautet '"Humanismus". So sehr gerade im :Slick auf 
das Menschenbild starke Unterschiede zwischen Chnsten und 
Marxisten aufbrechen - Christen können niemals so ungeteilt 
optimistisch vom Menschen sprechen wie Marxisten -, so ~~s­
sen sie sich doch in der Abwehr von Nihilismus und SkeptizIs­
mus mit den Marxisten verbunden. Gerade die Leidenschaft 
des Marxisten für den Menschen und eine menschenwürdige 
Gesellschaftsordnung fordert sie heraus, in Nüchternheit ihrer­
seits alles zu tun für die Menschen heute. 

Worin besteht denn die Mitverantwortung des Christen beim 
Aufbau des Sozialismus? Nicht primär darin, daß er Fehler 
aufspürt, Mängel moniert und scharfe ~ritik übt: ~as gehört 
auch dazu! Aber seine erste Aufgabe ist eine poslhve: er soll 
durch sein Engagement dazu helfen, daß die starken, men~ch­
lichen Seiten des Sozialismus Wirklichkeit werden und ans LIcht 
kommen. Die Solidarität steht vor dem Wächt'eramt, oder ge­
nauer: das Wächteramt wird nur d0l1 recht geübt, wo es aus 
dieser Solidarität kommt. 

Häufig wird dann die Frage gestellt, wie weit man denn ~n 
dieser Solidarität gehen könn.e und dürfe, wo die Grenze fur 
dieSolidarität liege. So ist die Frage falsch gestellt! Es gibt keine 
Grenze für die Solidarität des Christen m~t der Welt, wen~ 
diese Solidarität und Hingabe aus der ~olidarität Gott~ mlt 
seiner Welt kommt. Es gibt keine Grenze, die wir ziehen durf:n; 
es gibt keinen Ort

l 
den Christen prinzipi~ll nicht betreten dur­

ten Jesus ist in der Hölle der Sohn seines Vaters gewesen. Es 
ko~mt nur darauf an. daß wir Gliedel" an seinem Leibe sind 
und bleiben. 

Auch die sozialistische Gesellschaft ist für uns Christen, die 
wir diese Gesellschaft bejahen, keine letzte Heimat. Auch hier 
sind wir Fremdlinge, die nach dem himmlichen Jerus~lem 
unterwegs sind. Aber wir wissen, daß sich für den Chnsten 
gerade in diesem Unterwegs-Sein aUes entscheidet. 

• 
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